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Einleitung

Mit „Fukushima“1 und „Stuttgart 21“2 haben sich seit dem Jahr 2011 zwei
schon für sich genommen bedeutsame Ereignisse zugleich als Wendepunkt
gesellschaftlicher und auch rechtlicher Entwicklungen erwiesen. Als un-
mittelbare gesetzgeberische Reaktion, insbesondere auf die Atomkatastro-
phe am 11.3.2011 in Japan, folgte die sogenannte „Energiewende“, worun-
ter im juristischen Sinne der Erlass eines umfangreichen Gesetzespaketes
zu verstehen ist, welches unmittelbar nach dem Unglück initiiert und be-
reits im Juli und August 2011 verkündet wurde.3 Die darin enthaltenen
Regelungen betrafen in erster Linie den endgültigen Atomausstieg der
Bundesrepublik (bis 2022), die extensive Förderung erneuerbarer Energi-
en sowie den hierdurch zwingend erforderlichen Ausbau der Stromnetze.4
Insbesondere das Planungs- und Genehmigungsverfahren für den Übertra-
gungsnetzausbau5 wurde durch das Gesetz über Maßnahmen zur Be-

Erster Teil.

1 Zu dem geradezu fundamentalen Impetus, der von der Erdbeben- und Tsunamikata-
strophe vom 11.3.2011 im japanischen Kernkraftwerk Fukushima Daiichi auf die
deutsche Gesetzgebung und sich daran anschließenden Diskussionen in der Fach-
welt ausging, siehe etwa Attendorn, NVwZ 2012, 1569; Cosack/Enders,, DVBl
2011, 1446; Scholtka/Helmes, NJW 2011, 3185; Kment, RdE 2011, 341; Kühling/
Rasbach, RdE 2011, 332 (332 f.); Wegener, ZUR 2011, 225.

2 Zum Ablauf und zu den beinahe unzähligen Debatten rund um den Ausbau des
Kopfbahnhofs Stuttgart Hauptbahnhof (bekannt unter dem Begriff „Stuttgart 21“)
unter Bezugnahme auf die Einflüsse auf das Verfahrensrecht siehe Schlacke, UVP-
Report 2013, 32 (32); Ziekow, NVwZ 2013, 754; Böhm, NuR 2011, 614; Erbguth,
DÖV 2012, 821; Groß, DÖV 2011, 510; Hellriegel/Teichmann, IR 2011, 328; Sau-
rer, DVBl 2012, 1082 (1082 f.); Steinberg, ZUR 2011, 340; Gärditz, GewArch
2011, 276; Durner, DVBl 2011, 853 (858 f.); Schink, ZG 2011, 226; Stüer/Buchstei-
ner, UPR 2011, 335; Winter, ZUR 2012, 329; Wittreck, ZG 2011, 209; Wulfhorst,
DÖV 2011, 581; Schönenbroicher, VBlBW 2010, 466.

3 Zum Begriff der Energiewende und ihrer deutschen Ausprägung siehe statt vieler
Heselhaus, EurUP 2013, 137 (137 ff.) sowie Pielow, EurUP 2013, 150 (150 ff.).

4 Für einen Gesamtüberblick über die Maßnahmen der „Energiewende-Gesetzge-
bung“ siehe Scholtka/Helmes, NVwZ 2011, 3185; siehe im Übrigen S. 57 ff.

5 Als „Übertragungsnetz“ werden diejenigen Leitungen bezeichnet, die dem Trans-
port von Elektrizität unter Hoch- oder Höchstspannung dienen; zum technischen
Begriff des Übertragungsnetzausbaus siehe S. 7 f.; die Verbindungsleitungen zwi-
schen Offshore-Anlagen im Sinne des § 3 Nr. 9 EEG und Netzverknüpfungspunkten
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schleunigung des Netzausbaus Elektrizitätsnetze6 (NABEG) vom
28.7.2011 sowie das Gesetz zur Neuregelung energiewirtschaftsrechtlicher
Vorschriften7 vom 26.6.2011 grundlegend umgestaltet.8 Zum anderen folg-
te als Reaktion auf die massiven Widerstände gegen das Stuttgart 21-Pro-
jekt und der daraus resultierenden Diskussion das Gesetz zur Verbesserung
der Öffentlichkeitsbeteiligung und Vereinheitlichung von Planfeststel-
lungsverfahren9 (PlVereinhG) vom 31.5.2013, welches insbesondere An-
passungen des generellen Verwaltungsverfahrens und des Energiewirt-
schaftsrechts inklusive einer übergreifend vorgelagerten „Frühen Öffent-
lichkeitsbeteiligung“ mit sich brachte.10 Diese gesetzlichen Neuregelun-
gen werden jedoch nunmehr in gewissem Umfang von der Verordnung
Nr. 347/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.4.2013
zu Leitlinien für die transeuropäische Energieinfrastruktur und zur Aufhe-
bung der Entscheidung Nr. 1364/2006/EG und zur Änderung der Verord-
nungen (EG) Nr. 713/2009, (EG) Nr. 714/2009 und (EG) Nr. 715/2009
(TEN-E-Verordnung) überlagert.11

Die vorliegende Arbeit greift die umfassenden verfahrensrechtlichen
Neuerungen auf und konzentriert sich dabei auf die Öffentlichkeitsbeteili-

auf dem Festland fallen zum Teil ebenfalls in das Regelungssystem des Übertra-
gungsnetzes (vgl. etwa § 2 Abs. 1 NABEG sowie die §§ 17a ff. EnWG). Da sich
insoweit jedoch keine Besonderheiten für das Instrument der Öffentlichkeitsbetei-
ligung ergeben, soll dieser Bereich aus Gründen der Übersichtlichkeit im Folgen-
den unberücksichtigt bleiben. Siehe hierzu aber umfassend SRU, Wege zur 100 %
erneuerbaren Stromversorgung / Sondergutachten, S. 319 ff.; Faßbender/Becker,
in: Posser/Faßbender (Hrsg.), Praxishandbuch Netzplanung und Netzausbau,
S. 40 ff.; Broemel, ZUR 2013, 408; Compes/Schneider, IR 2011, 146 sowie Pfeil/
Töpfer, NordÖR 2011, 373 (376 ff.).

6 BGBl. I 2011, 1690.
7 BGBl. I 2011, 1554.
8 Von einer „gesetzlichen Neuordnung“ spricht etwa Schneider, in: Heckmann

(Hrsg.), Verfassungsstaatlichkeit im Wandel, S. 411 (S. 414).
9 BGBl. I 2013, 1388.

10 Zur für die Gesetzesentstehung maßgeblichen Erkenntnis des Gesetzgebers, dass
das Interesse der Bevölkerung an der Umsetzung von Großprojekten offensichtlich
zugenommen hat und zugleich die Instrumente der Öffentlichkeitsbeteiligung in-
soweit als unzureichend empfunden wurden, siehe BT-Drs. 17/9666, S. 1; zur
übergreifenden Forderung nach frühzeitiger Öffentlichkeitsbeteiligung siehe
S. 293 ff.

11 ABl. L 115 vom 25.4.2013, S. 39 ff.
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gung als deren Kernelement.12 Die Öffentlichkeitsbeteiligung als Verwal-
tungsinstrument hat seit Jahrzehnten einen festen Platz im nationalen Ver-
fahrensrecht.13 Zugleich ist sie aus verschiedenen tatsächlichen und recht-
lichen Gründen einem steten Wandel unterworfen, weshalb sie letztlich
„nichts Statisches ist, das man einmal installieren kann und das dann gesi-
chert existiert, sondern etwas außerordentlich Situationsabhängiges, das in
jeder Epoche neu durchdacht und der Lage entsprechend gestaltet werden
muss“.14 Entsprechend führten die Energiewende sowie die daraus resul-
tierenden gesetzlichen Maßnahmen in ihrer Gesamtheit jüngst zu einem
veränderten Verständnis der Öffentlichkeitsbeteiligung im Verwaltungs-
verfahrensrecht insgesamt sowie für das Netzausbauverfahren im Beson-
deren.15 Zum einen ist nämlich die bereits seit den 1970er Jahren in wie-
derkehrenden Schüben geführte Beteiligungsdebatte in der Rechtswissen-
schaft über deren Funktionen, die Ausgestaltung und das erforderliche
Ausmaß neu entflammt.16 Zum anderen hat auch der Gesetzgeber die Rol-
le der Öffentlichkeitsbeteiligung für den Übertragungsnetzausbau nicht

12 Von einem „zentralen Baustein“ sprechend Shirvani, NuR 2010, 383 (383); ähn-
lich SRU, Den Strommarkt der Zukunft gestalten, S. 121 f.; Appel, in: Heckmann/
Schenke/Sydow (Hrsg.), Verfassungsstaatlichkeit im Wandel, S. 341 (S. 341); Gu-
ckelberger, VerwArch 2012, 31 (31) sowie Wulfhorst, DÖV 2011, 581 (590).

13 Siehe Schmidt-Aßmann, in: Maunz/Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Art. 103,
Rn. 62 ff.; Müller, Öffentlichkeitsbeteiligung, S. 145; Guckelberger, VerwArch
2012, 31 (31); Steinberg, ZUR 2011, 340 (343); Shirvani, NuR 2010, 383 (383);
Classen, Die Verwaltung 1998, 307 (313) m.w.N.

14 Püttner, Verwaltungslehre, § 18 Rn. 27; siehe auch Guckelberger, VerwArch 2012,
31 (61); die Frage nach der regulativ effektiven Ausgestaltung in den Vordergrund
rückend Shirvani, NuR 2010, 383 (383).

15 Zu dem rechtspolitischen Wandel in der deutschen Rechts- und Verwaltungspraxis
von einer vormals zunehmenden Einschränkung der bürgerlichen Partizipation hin
zur Ausweitung der Öffentlichkeitsbeteiligung vgl. SRU, Den Strommarkt der Zu-
kunft gestalten, S. 116 ff.; Schneider, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/
Voßkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Band II, § 28 Rn. 69 ff.;
ders., in: Heckmann (Hrsg.), Verfassungsstaatlichkeit im Wandel, S. 411 (S. 412);
Schlacke, UVP-Report 2013, 32 (32); Franzius, GewArch, 2012, 225 (236); Zie-
kow, NVwZ 2013, 754; Beirat für Verwaltungsverfahrensrecht, NVwZ 2011, 859;
von „[altem] Wein in neuen Schläuchen“ spricht hingegen Durner, ZUR 2011, 354
(355).

16 Siehe zu der frühzeitigen Debatte über die Öffentlichkeitsbeteiligung insbesondere
S. 65 ff. sowie zuletzt etwa Roßnagel et al., ZNER 2014, 329; Böhm, UVP-Report
2013, 34; Dolde, NVwZ 2013, 769; Lippert, ZUR 2013, 203; Schlacke, UVP-Re-
port 2013, 32; Seibert-Fohr, VerwArch 2013, 282; Steinbach, DÖV 2013, 921
(923 f.); Ziekow, NVwZ 2013, 754; Burgi, NVwZ 2012, 277; Erbguth, DÖV 2012,
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nur quantitativ in bisher nie dagewesenem Ausmaß gestärkt, sondern ihr
auch erstmalig im Rahmen der Gesetzesbegründungen eine Akzeptanz-
funktion zugeschrieben und sie insoweit einem umfassenden Beteiligungs-
konzept unterworfen.17

Die vorliegende Arbeit erläutert zunächst die Funktion des Übertra-
gungsnetzes im energiewirtschaftlichen Sinne und die Gründe für den ins-
besondere in der Bundesrepublik so umfangreichen Ausbaubedarf. Sodann
werden die Konfliktfelder zwischen diesen Netzausbaumaßnahmen und
dem Bürger dargestellt und inwiefern diese gerade heutzutage zu Akzep-
tanzproblemen, daraus resultierenden Widerständen und diese wiederum
zu Verfahrenshemmnissen führen können. Es wird sich zeigen, dass in der
Tat die Förderung von Akzeptanz in der Bevölkerung in Anbetracht der
gesellschaftlichen und energiepolitischen Situation eine notwendige –
wenn nicht gar die bedeutsamste – gesetzgeberische Zielsetzung ist, um
die allseits gewollte Energiewende einigermaßen zeitnah zu verwirkli-
chen.18 Im folgenden Teil löst sich die Betrachtung von den tatsächlichen
Voraussetzungen im Übertragungsnetzausbau und widmet sich nunmehr
allein dem Instrument der Öffentlichkeitsbeteiligung bzw. dessen Entwick-
lung: Die entsprechende rechtswissenschaftliche Diskussion unterlag von
ihren Anfängen in den 1960er Jahren an „Wellenbewegungen von Partizi-
pationsbegeisterung und Partizipationsverketzerung“,19 wobei die Grund-
funktionen Information, Transparenz, Rechtsschutz, demokratische Legiti-
mation, Akzeptanzsteigerung und Verfahrensbeschleunigung spätestens

821 (822 ff.); Franzius, GewArch 2012, 225; Guckelberger, VerwArch 2012, 31;
Hertel/Munding, NJW 2012, 2622; Rau/Hildebrand/Weingarten, UVP-Report
2012, 166; Stender-Vorwachs, NVwZ 2012, 1061; Durner, ZUR 2011, 354
(356 ff.); Gärditz, GewArch 2011, 273; Schink, ZG 2011, 226; Steinberg, ZUR
2011, 340 (343 ff.); Stüer/Buchsteiner, UPR 2011, 335 (336 ff.); Wulfhorst, DÖV
2011, 581.

17 Siehe zur Akzeptanzfunktion der Öffentlichkeitsbeteiligung den Entwurf zur Ein-
führung der Bundesbedarfsplanung, von 2011, BT-Drs. 17/6072, S. 2; die Begrün-
dung zum NABEG von 2011, BT-Drs. 17/6073, S. 19; den Entwurf zum
PlVereinhG von 2012, BT-Drs. 17/9666, S. 1, 13, 15 und 18 sowie die Begründung
zum Bundesbedarfsplangesetz von 2013, BT-Drs. 17/12638, S. 12.

18 Siehe zur breiten gesellschaftlichen Zustimmung für die Energiewende Schweizer-
Ries/Rau/Zoellner, Umweltpsychologische Untersuchung der Akzeptanz, S. 8 ff.;
TNS Infratest, Deutscher Energiekompass, S. 8, 11, 36, 47; Bundesnetzagentur,
Jahresbericht 2012, S. 45; Agentur für Erneuerbare Energien, Akzeptanz und Bür-
gerbeteiligung für Erneuerbare Energien, S. 5.

19 So Wahl, VVDStRL Bd. 41/1983, 151 (159); siehe im Übrigen S. 31 ff.
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seit den 1970er Jahren bekannt, wenn auch nicht durchweg anerkannt wa-
ren.20 Dieses Modell der Wellenbewegungen lässt sich dem Grunde nach
auch auf den Bundesgesetzgeber übertragen, der die Möglichkeiten zur
Öffentlichkeitsbeteiligung zunächst aus der Vorkriegszeit übernahm und
ab den 1970er Jahren beständig ausweitete, bis die Wiedervereinigung die-
ser Entwicklung ein jähes Ende setzte.21 Ab der Jahrtausendwende wurde
das seitdem vorherrschende Credo „Verfahrensbeschleunigung durch ver-
ringerte Beteiligung“ aufgrund völkerrechtlicher und unionsrechtlicher
Impulse allmählich aufgeweicht.22 Eine echte Trendwende hin zur national
motivierten Ausweitung der Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgte jedoch erst
im Zuge der bereits angesprochenen Energiewende. Die Nachzeichnung
dieser Entwicklung führt unter Berücksichtigung der zuvor dargestellten
besonderen Situation des Übertragungsnetzausbaus zum einen zu einer
Darstellung der bis heute diskutierten Funktionen der Öffentlichkeitsbetei-
ligung mit einem Fokus auf die Akzeptanzförderung, zum anderen zu
einer Beschreibung derjenigen bereichsspezifischen Hindernisse – etwa
lange Verfahrensdauer und -komplexität –, die im Hinblick auf die letztge-
nannte Beteiligungsfunktion ein besonders hohes Störpotenzial entfalten
können.

Im vierten Teil wird das Beteiligungskonzept, mittels welchem der
Bundesgesetzgeber nunmehr die Akzeptanz für den Übertragungsnetzaus-
bau erhöhen und insoweit auch den zuvor beschriebenen spezifischen Pro-
blemen des Übertragungsnetzausbaus begegnen will, anhand der Geset-
zesmaterialien analysiert und auf die zentralen Aspekte konkretisiert: Da-
bei handelt es sich im Einzelnen um die quantitative Ausweitung der Öf-

20 Siehe hierzu im Einzelnen S. 65 ff., zum heutigen Stand der Funktionsdebatte
siehe S. 128 ff.

21 Hierzu näher S. 70 ff.
22 Hier wären als die zentralen Impulsgeber die Aarhus-Konvention vom 25.6.1998

(ein Abdruck in deutscher Übersetzung findet sich z.B. bei Durner/Walter (Hrsg.),
Rechtspolitische Spielräume bei der Umsetzung der Århus-Konvention, S. 121 ff.),
die Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und
Programme (SUP-Richtlinie), ABl. L 197 vom 21.7.2001, S. 30 ff., sowie die
Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai
2003 über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter um-
weltbezogener Pläne und Programme und zur Änderung der Richtlinien
85/337/EWG und 96/61/EG des Rates (Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie),
ABl. L 156 vom 25.6.2003, S. 17 ff., zu nennen.
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fentlichkeitsbeteiligung, speziell auch die frühzeitige Beteiligung im Rah-
men einer Bedarfsplanung, daneben die Vereinheitlichung der Verfahren
und Beteiligungsabläufe, den Einsatz zeitgemäßer und effektiver Kommu-
nikationsformen sowie die Konzentration bei gleichzeitiger Abschichtung
der Beteiligungsgegenstände über verschiedene Verfahrensebenen hinweg.
Hierbei kristallisiert sich deutlich heraus, dass die Beteiligungsvorschrif-
ten im Übertragungsnetzausbau einem neuen zentralen Telos unterliegen,
nämlich die Verfahren mittels Akzeptanzförderung zu beschleunigen.23

Dies ist deshalb von höchster Relevanz, weil insbesondere der gesetzgebe-
rische Wille – unter Berücksichtigung des Wortlautes – maßgeblich ist für
die exakte Auslegung sowie für eine ordnungsgemäße Rechtsanwendung
und -fortentwicklung.24 Gerade bei neueren Gesetzen und insbesondere
bei Maßnahmegesetzen, die sich als Reaktion auf eine bestimmte akute Si-
tuation darstellen, kommt den Intentionen des Gesetzgebers aufgrund des
Demokratieprinzips und der Gewaltenteilung ein entscheidendes Gewicht
zu.25 Wie sich das auf diesem Telos beruhende Beteiligungskonzept des
Gesetzgebers auf die Ausgestaltung des Übertragungsnetzausbauverfah-
rens im Einzelnen niederschlägt, wird im nachfolgenden fünften Teil ana-
lysiert. Insoweit zeigen sich allerdings auch zahlreiche Defizite, welche
die Umsetzung des Beteiligungskonzeptes zum Teil inkonsequent, zum
Teil sogar kontraproduktiv erscheinen lassen. Entsprechend werden auch
stets die Reaktionen der Literatur hinzugezogen, um abschließend eine
Gesamtbewertung des Akzeptanzkonzeptes vornehmen zu können.

23 Siehe zu der hieran in der Rechtswissenschaft geübten Kritik etwa Durner, DVBl
2011, 853 (853); Sellner/Fellenberg NVwZ 2011, 1025 (1033); zu den die gesetz-
geberische Prämisse stützenden empirischen Daten S. 22 f.

24 Hillgruber, in: Maunz/Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Art. 97, Rn. 57; Larenz/Cana-
ris, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, S. 163 ff.; Pawlowski, Einführung in
die Juristische Methodenlehre, S. 84 ff.; Schmalz, Methodenlehre, S. 95; Zippelius,
Juristische Methodenlehre, S. 37 ff. und S. 41 f.; zur Auslegung anhand des „objek-
tivierten“ Gesetzgeberwillens siehe auch BVerfGE 1, 299 (312); 10, 234 (244); 11,
126 (130 f.); 20, 283 (293); 79, 106 (121); zum diesbezüglichen seit dem 19. Jahr-
hundert in der Literatur geführten Streit zwischen „subjektiver“ und „objektiver“
Theorie siehe Larenz/Canaris, a.a.O., S. 137 ff.

25 BGHZ 46, 74 (79 ff.); 62, 340 (350); 124, 147 (149 f.); allenfalls in Fällen klarer
Verstöße gegen die Systematik können entsprechende gesetzgeberische Intentio-
nen außer Betracht bleiben, so etwa in Bezug auf eine zu diesem Zeitpunkt bereits
über 20 Jahre alte Gesetzesbegründung, siehe BVerwGE 74, 124 (125 f., 129 f.);
siehe insgesamt hierzu Schmalz, Methodenlehre, S. 95; ähnlich Zippelius, Juristi-
sche Methodenlehre, S. 41 f. und 50.
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Die konkrete Ausgestaltung des Übertragungsnetzausbauverfahrensre-
gimes sowie die dahinter stehenden gesetzgeberischen Intentionen und
Konzepte sehen sich allerdings nunmehr einem genauso zwingenden wie
wissenschaftlich unterbelichteten Einfluss ausgesetzt, nämlich der TEN-E-
Verordnung.26 Die TEN-E-Verordnung trifft umfangreiche Regelungen
zum Ausbau der europäischen Energienetze, um die energiepolitischen
Ziele der Europäischen Union (insbesondere Versorgungssicherheit und
das Funktionieren des Binnenmarktes) zeitnah umzusetzen.27 Als unmit-
telbar geltendes Unionsrecht kommt die Verordnung auch national vorran-
gig zur Anwendung und hat dementsprechend Auswirkungen auf das na-
tionale Recht, die im Einzelnen zu klären sind.28 Neben der rechtlichen
Erörterung der EU-Maßnahmen in inhaltlicher Hinsicht stellt sich ange-
sichts des gerade erst durch den Bundesgesetzgeber neu geformten Beteili-
gungskonzeptes die drängende Frage, ob die EU-Vorgaben diesem Kon-
zept zur Akzeptanzförderung entsprechen, es erweitern oder ob es sich um
einen „partizipatorischen Rückschritt“ handelt.29 Anhand der zuvor bereits
herausgearbeiteten einzelnen Elemente des nationalen Beteiligungskon-
zeptes lässt sich diese Frage im Detail beantworten.

Die Rechtsform der Verordnung führt jedoch im Ergebnis in jedem Fall
zur verpflichtenden und unmittelbaren Anwendung sämtlicher Inhalte
durch die Mitgliedstaaten.30 Inwieweit die TEN-E-Verordnung jedoch
einen tatsächlichen Anpassungsbedarf im nationalen Recht auslöst, wird
bemerkenswerter Weise höchst unterschiedlich beantwortet.31 Auf Bun-
desebene scheint jedenfalls die Überzeugung vorzuherrschen, dass eine
Adaption der TEN-E-Verordnung durch das bestehende NABEG-Verfah-
rensregime ohne weiteres möglich sei.32 Insoweit kommt die vorliegende

26 Zur „Europäisierung“ des Verwaltungsrechts siehe Herdegen, Europarecht, § 10
Rn. 45 ff.; ebenso Kahl, NVwZ 2011, 449.

27 Siehe hierzu den 17. Erwägungsgrund der Verordnung Nr. 347/2013, ABl. L 115
vom 25.4.2013, S. 41.

28 Siehe hierzu umfassend S. 325 ff.
29 So zuletzt So Schadtle, ZNER 2013, 126 (131); siehe im Übrigen S. 337 ff.
30 Siehe De Witt/Durinke/Kause, Die Planung der Übertragungsnetze, Rn. 8 (FN 22);

Linßen/Aubel, DVBl 2013, 965 (966); Armbrecht, DVBl 2013, 479 (483 f.); Fi-
scherauer, EnWZ 2013, 56 (57); Reichert/Voßwinkel, IR 2012, 98 (100).

31 Siehe hierzu S. 344 ff.
32 Siehe etwa zuletzt die Begründung zur Planfeststellungszuweisungsverordnung

vom 23.7.2013, BR-Drs. 333/13, S. 4 f., sowie die Antwort der Bundesregierung
vom 26.6.2013 auf eine dahingehende Kleine Anfrage, BT-Drs. 17/14131, S. 2.
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Arbeit zu dem Ergebnis, dass entsprechende Anpassungen aufgrund der
unmittelbaren Wirkung der Verordnung zwar tatsächlich nicht zwingend
erforderlich, zum Teil aber aus Gründen der Praktikabilität sehr wohl an-
gezeigt wären.33 Abschließend wird zum einen anhand der in der konkre-
ten Ausgestaltung des Übertragungsnetzausbauverfahrens vorgefundenen
partizipatorischen Defizite ein „optimiertes Akzeptanzkonzept“ kreiert,
welches die Besonderheiten des Übertragungsnetzausbaus berücksichtigt.
Zum anderen resultieren aus diesem optimierten Akzeptanzkonzept sowie
der zu befürwortenden – teilweisen – rechtlichen Implementierung der
TEN-E-Verordnung in das nationale Netzausbauverfahren einige konkrete
Änderungsvorschläge für das geltende Verfahrensrecht.

33 Siehe hierzu im Einzelnen S. 359 ff.
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Übertragungsnetzausbau und Bürger

Funktion des Übertragungsnetzes und Gründe für den aktuellen
Ausbaubedarf

Die Versorgung wie auch der Handel mit Elektrizität leiden unter dem
physikalischen Faktum, dass eben diese Elektrizität – auch nach dem neu-
esten Stand der Technik – nur mittels Umwandlung in eine andere Ener-
gieform (also etwa durch Pumpspeicherwerke oder die Nutzung von Ak-
kumulatoren) gespeichert werden kann.34 Dies führt dazu, dass zum einen
Elektrizität bei wirtschaftlicher Betrachtung nur der Nachfrage entspre-
chend produziert wird und zum anderen der Transport ausschließlich über
besondere Leitungen erfolgen kann.35 Dieses Leitungssystem muss eine
Verbindung zwischen Stromerzeugern und Verbrauchern herstellen, was
dem Grunde nach in allen entwickelten Industriestaaten dank einer flä-
chendeckenden Infrastruktur der Fall ist.36 Man spricht insoweit auch von
einem „Straßennetz der Energieversorgung“, welches sich über verschie-
dene Spannungsebenen erstreckt.37

Im Einzelnen lassen sich anhand der verschiedenen Spannungsebenen
vier Netzebenen unterscheiden: die Höchstspannungsebene mit 220-380
Kilovolt (kV) für den überregionalen und grenzüberschreitenden Trans-
port von Elektrizität, die Hochspannungsebene mit 110 kV für den regio-
nalen Transport (über Strecken von maximal 50-100 Kilometern), die Mit-
telspannungsebene mit einer Spannung von 10 oder 20 kV als „Oberstufe
örtlicher Verteilnetze“ zur Überbrückung kurzer Entfernungen oder zum
unmittelbaren Anschluss größerer Abnehmer und Einspeiser und zuletzt
die Niederspannungsebene.38 Die Niederspannung beträgt zwischen 50
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34 Theobald, in: Schneider/Theobald (Hrsg.), Recht der Energiewirtschaft, § 1
Rn. 1 f.; siehe zu den bestehenden Möglichkeiten der Speicherung von Elektrizität
Feser/Schaefer, in: Voß (Hrsg.), Zukunft der Stromversorgung, S. 121 (S. 134 ff.).

35 Theobald, a.a.O., § 1 Rn. 1 f.
36 Theobald, a.a.O., § 1 Rn. 2.
37 Siehe Theobald, a.a.O., § 1 Rn. 6.
38 Genau genommen handelt es sich sogar um sieben Netzebenen, da in der Fachwelt

auch die jeweiligen Umspannungen über entsprechende Umspannwerke als sepa-
rate Netzebenen aufgefasst werden, siehe insgesamt hierzu Theobald, a.a.O., § 1
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und 1000 Volt für Wechselstrom und zwischen 75 und 1500 Volt für
Gleichstrom und wird für den Großteil von Privat- und Gewerbekunden
verwendet.39

Das Übertragungsnetz und seine Betreiber

Die Energieversorgung und mithin die hierzu erforderlichen Leitungen ge-
hören unter den Oberbegriff der Infrastruktur, womit die „Gesamtheit der
Anlagen, Einrichtungen und Gegebenheiten, die für eine ausreichende Da-
seinsvorsorge und die wirtschaftliche Entwicklung eines Raumes erforder-
lich sind“, gemeint ist.40 Das Bundesverfassungsgericht unterstrich deren
Bedeutung in einem Beschluss vom 20. März 1984 in prägnanter Form:

„Die Sicherstellung der Energieversorgung durch geeignete Maßnahmen, wie
zum Beispiel die Errichtung oder Erweiterung von Energieanlagen, ist eine
öffentliche Aufgabe von größter Bedeutung. Die Energieversorgung gehört
zum Bereich der Daseinsvorsorge; sie ist eine Leistung, deren der Bürger zur
Sicherung einer menschenwürdigen Existenz unumgänglich bedarf […].“41

I.

Rn. 8 ff. sowie Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, Die Energie der Zu-
kunft / Erster Fortschrittsbericht zur Energiewende, S. 56; siehe zur Technik der
Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragung (HGÜ-Übertragung) auf der Höchst-
spannungsebene zudem Lang/Rademacher, RdE 2013, 145.

39 Schöne, in: Graf von Westphalen (Hrsg.), Vertragsrecht und AGB-Klauselwerke,
Stromlieferverträge, Rn. 11; siehe auch Art. 1 der Richtlinie 2006/95/EG des
europäischen Parlaments und des Rates vom 12.12.2006 zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend elektrische Betriebsmittel zur
Verwendung innerhalb bestimmter Spannungsgrenzen (Niederspannungsrichtli-
nie), ABl. L 374 vom 27.12.2006, S. 11.

40 Zur Einordnung der Energieversorgung als Bestandteil der Daseinsvorsorge siehe
auch BVerfG, Beschl. v. 10.9.2008, Az. 1 BvR 1914/02, Rn. 12; zuletzt allerdings
wiederum offen gelassen, siehe BVerfG, Beschl. v. 18.5.2009, Az. 1 BvR 1731/05,
Rn. 17; in der Literatur ist dies hingegen weitgehend anerkannt, siehe nur zuletzt
Dörr, VVDStRL Bd.73/2014, 323 (330); Steinberg, ZUR 2011, 340 (340) sowie
Theobald, in: Danner/Theobald (Hrsg.), Energierecht, § 1 EnWG, Rn. 13.

41 BVerfGE 66, 248 (258); demnach können zu Zwecken des Leitungsausbaus auch
Enteignungen zugunsten privater Energieversorger verfassungsrechtlich gerecht-
fertigt sein; siehe zum „Gemeinschaftsinteresse höchsten Ranges“ an der Sicher-
heit der Energieversorgung auch BVerfGE 30, 292 (323 f.) sowie zur Gewährleis-
tungsverantwortung des Staates im Stromsektor Ruge, Die Gewährleistungsverant-
wortung des Staates und der Regulatory State, S. 207 ff.
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Diejenigen Leitungen, die dem Transport von Elektrizität unter Hoch-
oder Höchstspannung dienen, bezeichnet man auch als Übertragungs-
netz.42 Da Standorte von Kraftwerken letztlich nie allein anhand von ener-
giewirtschaftlichen Erfordernissen gewählt werden können und somit Er-
zeugungs- und Verbrauchsort in der Regel räumlich weit voneinander ent-
fernt sind, müssen heutzutage konstant große Strommengen mithilfe von
entsprechenden Übertragungskapazitäten über weite Strecken transportiert
werden.43 Insbesondere die Übertragungsnetze auf der Höchstspannungs-
ebene (220 kV und 380 kV) bilden in diesem Sinne die „Hauptschlag-
adern“ eines auf erneuerbaren Energien basierenden Stromsystems.44 His-
torisch betrachtet wurde das deutsche Übertragungsnetz seit den 1920er
Jahren auf der Hochspannungsebene von 220 kV aufgebaut, bis der zuneh-
mende Verbrauch und größere Anlagenblöcke einen Wechsel auf die
Höchstspannungsebene von 380 kV erforderlich machten.45

Das Übertragungsnetz wird von entsprechenden Übertragungsnetzbe-
treibern geplant, errichtet und betrieben. Bei den Betreibern von Übertra-
gungsnetzen handelt es sich ausweislich der Legaldefinition des § 3 Nr. 10
EnWG um

„natürliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbständige Organisa-
tionseinheiten eines Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der
Übertragung von Elektrizität wahrnehmen und die verantwortlich sind für den
Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des Übertragungs-
netzes in einem bestimmten Gebiet und gegebenenfalls der Verbindungslei-
tungen zu anderen Netzen“.

Derzeit sind in Deutschland vier Übertragungsnetzbetreiber tätig: die 50
Hertz Transmission GmbH, die Amprion GmbH, die EnBW Transportnet-
ze AG und die TenneT TSO GmbH.46 Aufgrund ihrer Bedeutung für die
staatliche Daseinsvorsorge trifft die Übertragungsnetzbetreiber eine ent-

42 Siehe § 3 Nr. 32 EnWG; hierzu auch Faßbender/Leidinger, in: Posser/Faßbender
(Hrsg.), Praxishandbuch Netzplanung und Netzausbau, S. 1.

43 Theobald, in: Schneider/Theobald (Hrsg.), Recht der Energiewirtschaft – Praxis-
handbuch, § 1 Rn. 1.

44 Leprich, ZNER 2013, 101 (102); vom „Rückgrat der Elektrizitätsversorgung“
spricht die Begründung zum Zweiten Gesetz über Maßnahmen zur Beschleuni-
gung des Netzausbaus Elektrizitätsnetze, BT-Drs. 17/12638, S. 12.

45 Riese/Wilms, ZNER 2009, 107 (107).
46 Oschmann, in: Danner/Theobald (Hrsg.), Energierecht, § 3 EEG, Rn. 132; siehe

auch die Gesetzesbegründung zum NABEG von 2011, BT-Drs. 17/6073, S. 17.
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sprechende Gewährleistungsverantwortung.47 Insbesondere sind sie ge-
mäß § 11 Abs. 1 S. 1 EnWG dazu verpflichtet, die von ihnen betreuten
Netze „bedarfsgerecht zu optimieren, zu verstärken und auszubauen, so-
weit es wirtschaftlich zumutbar ist“.48 Wie diese Pflichten im Rahmen des
Gegenstands dieser Arbeit – also des Verfahrens zum Übertragungsnetz-
ausbau – näher ausgestaltet sind, ist Gegenstand der Ausführungen im
fünften Teil. Zu beachten ist insoweit jedoch, dass auch der Ausbau des
Übertragungsnetzes – trotz seiner Bedeutung für die Infrastruktur und der
umfassenden, gesetzlich festgelegten Pflichten – sich prinzipiell nach
marktwirtschaftlichen Kriterien richtet: Im Rahmen einer staatlichen An-
reizregulierung handeln die Netzbetreiber nach wirtschaftlichen Kriterien
in unternehmerischer Eigenverantwortlichkeit.49

Gründe für den aktuellen Ausbaubedarf

Da nahezu sämtliche entwickelte Staaten bereits über eine flächendecken-
de Infrastruktur zur Stromversorgung verfügen, stellt sich die Frage, war-
um insoweit auch in heutiger Zeit noch weiterer Ausbaubedarf besteht und
wieso dies ganz besonders auf Deutschland zutreffen soll.50 Dieser Aus-
baubedarf lässt sich aus zweierlei Perspektiven betrachten, anhand wel-

II.

47 Dies wird deutlich an den entsprechenden Zielsetzungen des § 1 EnWG sowie an
den in den §§ 11 und 12 EnWG formulierten Aufgaben der Übertragungsnetzbe-
treiber, siehe Weyer, in: Baur/Sandrock/Scholtka/Shapira (Hrsg.), Festschrift für
Gunther Kühne zum 70. Geburtstag, S. 423 (S. 424 ff.) sowie zur Regelverantwort-
lichkeit der Übertragungsnetzbetreiber Oschmann, in: Danner/Theobald (Hrsg.),
Energierecht, § 3 EEG, Rn. 129.

48 Zu den entsprechenden Investitionspflichten der Übertragungsnetzbetreiber siehe
im Einzelnen Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU), Wege zur 100 % er-
neuerbaren Stromversorgung / Sondergutachten, S. 299 ff.

49 Hierzu Weyer, in: Baur./Sandrock/Scholtka/Shapira (Hrsg.), Festschrift für Gunther
Kühne zum 70. Geburtstag, S. 423 (S. 428) m.w.N.

50 So nämlich übereinstimmend Bundesregierung, Energiekonzept für eine umwelt-
schonende, zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung vom 28. September
2010, S. 6, S. 18 f. und S. 28 f.; Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, Die
Energie der Zukunft / Erster Fortschrittsbericht zur Energiewende, S. 56 ff.; Bun-
desnetzagentur, Jahresbericht 2012, S. 45; ebenso CDU, CSU und SPD, Deutsch-
lands Zukunft gestalten / Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vom
27.11.2013, S. 58; siehe auch Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU), Wege
zur 100 % erneuerbaren Stromversorgung, S. 295 ff.; zum Energiekonzept der
Bundesregierung umfassend Becker, ZNER 2010, 531.
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